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Rundfunkkultur als \Ware
Europäische Medienlandschaft zwıschen Politik un OoOmmerz

Die Frage der Europdisierung bzay Globalisierung DOT allem heraus, denen NUuU auch der Fernsehsektor ZUr Bewirt-
des elektronischen Medienmarktes m1E ıhren zweitreichenden schaftung offenstand: Berluscon1iı (Italıen), Bertelsmann
polıtıschen, medienrechtlichen UN: kulturpolitischen AUSWLr- und Kırch (Deutschland), Hersant (Frankreıch), Maxwell
kungen hat sıch In den etzten Jahren ımmer ehr ıIn den Vor- (Großbritannien), Murdock (Australıen), Compagnıe -
dergerund der Mediendiskussion geschoben. Seinen merdichte- xembourgeoise de Televısıon (CE: Luxemburg)
Ien Niederschlag fand dıeses Thema auch auf dem DO  S dem ım

Deregulierung bzw Privatısıerung, KommerzıialisierungAufban befindlichen Zentrum für Kunst und Medientechno-
logıe Karlsruhe“ meranstalteten ınternationalen Kongreß un: Internationalisierung bzw Europdisierung — dafür, da{ß

europaweıt dieser weıthın gleichgerichteten Ent-NDre Medien ın Europa”, der am UN. März ım Kongreß- wıicklung gekommen 1St, annte auf dem Karlsruher Kon-zentrum Karlsruhe stattfand UN. auf den sıch der folgende
Beıtrag merschiedentlich ezieht. orefß „Medien In Europa” der Vorstandsvorsitzende der

Bertelsmann Manfred Lahnstein, dreı Gründe: Dıie all-
SO verschieden die Entwicklung auf den natıonalen Me- gemeıne technologische Entwicklung Kabel- und Satel-

lıtenübertragung führt dazu, da{ß die Knappheıtdienmärkten 1Im westlichen Europa INn den etzten Jahren Übertragungswegen nıcht länger eın Hındernis für dieauch verlief, bedeutender als dıe Unterschiede sınd dıe
Vervielfältigung des Sendeangebots darstellt: LiberalereGemeinsamkeiten be]l den tiefgreiıtenden Veränderungen Medienpolitiken, INn die Wege geleıtet auch Verkru-in der Medienlandschaft der etzten zehn, tüntzehn Jahre

Allem 1St hıer dıe nachhaltıge Erschütterung, Wenn stungserscheinungen In den herkömmlichen öffentlichen
Rundfunksystemen, verhalten diesen technıischennıcht Sar Überwindung der domiıinıerenden bzw LLONO-

polartıg verfestigten Stellung der öffentlich-rechtlich VCTI- Möglichkeiten Z Durchbruch. Schliefßlich und ohne
dies wAare die gESAMTLE Entwicklung schon eın wıirtschaft-faßten Rundfunkanstalten CNNECN durch die polıtische

un rechtliche Ermöglichung des Zugangs ZU Rund- ıch auf Sand gebaut wınkte eın noch längst nıcht AUSSC-
schöpftes Finanzvolumen 1n der werbetreibenden Wırt-tunkmarkt für Drivate Anbieter. Bıslang Unvorstellbares schaft. Vergleiche MIt den Vereinigten Staaten zeıgen,wurde miıt einem Mal möglıch: LWAa die Privatisierung des

„Flaggschiffes“ den staatliıcher Regıe geführ- da{fß erhebliche Zuwachsraten auf diesem Gebiet als
durchaus realistisch gelten können (vgl dazu: Georg-Mı-ten Rundfunkanstalten Frankreıchs, chael Luyken, „Luropa 1992° Auch eın Binnenmarkt für
Medien? In Rundfunk un: Fernsehen, 2—-3/1989, 69)

Deregulierung Kommerzıalısıerung Im Ergebnıis führte dies eiıner beträchtlichen ErhöhungInternationalısıerung des Programmangebots ın den etzten Jahren ıne Sätt1i-
SUunNns 1ST noch nıcht absehbar: Gab 1983 1n EG-EuropaIn dem Maße, WwW1€e prıvate Anbıieter ıhnen lange eıt Ver-

schlossene Möglıchkeıten auch auf dem Sektor elektronı- noch 35 öffentlich-rechtliche un vier prıvate Fernsehpro-
STAaIMIMMC, st1eg diese Zahl 198 % auf Je Für 1995 wiıird MItscher Medien wahrzunehmen begannen, wurden Kultur

un Information auch 1m Bereich des Fernsehens zuneh- insgesamt öffentlich-rechtlichen un /5 privaten Pro-
mend als das empfunden, W as S1€e in anderen, selIt langem STAMMECN gerechnet. Alleın für dıe Bundesrepublık bedeu-

teL dıes, da{fß sıch das Programmangebot VO  a 25 Stundenbereits marktwirtschafrtlich organısıerten Sektoren W1e€e
Fılm, Schallplatte un Vıdeo ımmer schon DEWESCH sınd: pPro Tag 1m Jahr 1983 auf 1525 tunden 198& erhöhte und

sıch bıs 1995 auf 250 Stunden erhöhen oll (Zahlenanga-Waren. Dıie öffentlich-rechtliche Struktur des Fernsehens
hatte iıne Entwicklung In diese Richtung WAar nıcht wiırk- ben, die Klaus-Dietrich DO  S Trotha, 1mM Zusammenhang

mIt dem Scheitern der Pläne ZUT Fusıon VO  s Südwestfunklıch verhindern, sondern höchstens bremsen können. Den
Sonderstatus eınes stärker nach Gemeimwohlkriterien un: Süddeutschem Rundfunk inzwıschen zurückgetrete-
ausgerichteten un: organısıerten Mediums hat das Fern- ner medienpolitischer Sprecher der CDU-Fraktion 1mM ba-
sehen damıt mehr un mehr verloren: „Das Fernsehen 1St den-württembergischen Landtag, auf dem Karlsruher
tester Bestandteıl der großen kulturellen Schlacht, dıe Kongreß machte).
INan sıch heute letert“ (Herbert Schiller: Faut-il dire adıieu Der Vermehrung der Sendeangebote autf der eiınen Seıltela souveraınete culturelle? 1n Le Monde dıplomatıque, stehen auf der anderen Selte aber begrenzte ZeitbudgetsAugust 082 10) der Medienkonsumenten ZUr Nutzung diıeser Angebote
Dafß eın solchermafßen privatwirtschaftlich organısıertes gegenüber. Dıie Konkurrenz den bestehenden Syste-
nd finanzıell VO Werbeeinnahmen abhängıiges Fernse- INEC  S wiırd tolglich vrößer, die Methoden 1mM Kampf
hen \ OT natıonalen renzen nıcht haltmacht, lıegt ın der den Rezıplenten gerade be1 denen, deren wiıirtschaftliche
Logık der Dınge. Dementsprechend bıldeten sıch ITransnd- Exıstenz Eiınschaltquoten hängt, werden rüder: der
tonal b7zw ınternational operierende Medienkonzerne Markt insgesamt zertällt immer mehr In verschiedenste
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schreıtender Rundfunk wırd 1M EG-Bereich VO den Lra-Kanäle, Segmente und indıvıduelle Angebote: „Der ehe-

mals relatıv homogene Rundtunkmarkt 1St dabeı, sıch In dıtionellen, kulturpolitisch begründeten Bindungen des
Allem Anscheineiınem komplızıerten, heterogenen Markt mıt zersplıtter- public-service-Rundfunks befreit

ten Zielgruppen und vergleichsweise kleinen Marktante1- nach wırd dies „auch iıne Deregulierung für den nıcht
len für die verschiedenen Anbieter verwandeln“ orenzüberschreitenden Rundfunk auslösen und die Staa-
(Luyken, ar al 168) ten davon abhalten, für hre eıgenen Veranstalter erheb-

ıch SIENSECTE Anforderungen als für ausländısche Kon-Dıe rechtlichen Voraussetzungen Z Ermöglichung dıe-
SCT Entwıicklung beruhten 1m wesentlichen noch auf kurrenten vorzusehen. Dıie Deregulierungsspirale wırd

sıch daher In Europa wahrscheinlich immer schneller dre-dıenpolıtischen Umorientierungen auf nationaler Ebene
SeIlit Anfang der x0er Jahre ging demgegenüber dıe hen!“ ( Wolfgang Hoffmann-Rıem, Rundfunkaufsicht auf

der Schwelle der Deregulıerung, ın Rundtunk und Fern-Frage, Inwıeweıt sıch 1mM Rahmen europdıscher Institutio-
sehen, 2—3/1989, 21075)Ne  3 dıe Notwendigkeıt tellt, 1MmM Medienbereich ord-

nungspolitisch einzugreıfen, und WAar sowohl 1mM Europa
des Europarats WI1e€e auch dem der Ihren vorläufigen
Abschlufß tand diese Entwicklung mMI1t der Verabschiedung Die und die Rundfunkhoheit der
eıner Konvent:on des Europarats über das grenzüberschrei- Bundesländertende Fernsehen VO Maı 1989 (Wortlaut In Rundfunk
und Fernsehen, 2—-3/1989, 555 4%.) SOWIEe der Verab- pezıe für dıe Bundesrepublıik wirft die Fernsehrichtlinie
schiedung der SORgENANNLEN Fernseh-Richtlinie durch den obendrein das Problem auf, da{fß damıt VO europäıscher
Rat der Europäischen Gemeıinschaftten 1mM Oktober 1989 Selte INn zentrale Zuständıigkeıitsbereiche der Bundesländer
(Wortlaut Rundfunk un: Fernsehen, 4/1989, eingegriffen wırd Rundfunkpolitik 1St hierzulande Län-

5325 Während die Konvention des Europarats En dersache dementsprechend o1bt In der Bundesrepu-nach und nach VO den Parlamenten der Miıtgliedsländer blık Kräfte, dıe der schlicht die Zuständigkeıit für den
ratıtiziıert werden mufßs, besitzt die EG-Rıichtlinie mIt ihrer Rundfunk absprechen, zumal| diıeser als „Dienstleistung”
Verabschiedung Gesetzeskraft und macht ine ENISPCE- 1U  - unzureichend beschrieben 1St. Beım Bundesvertas-
chende Anpassung natıonaler Rechtsordnungen WIN- sungsgericht 1St daher iıne Klage des Freıistaates Bayern
gend ertorderlich. anhängig, der sıch mehrere Bundesländer angeschlossen
Als besonders umstrıtten erwIlies sıch dabei VO Begınn haben Bereıts durch eınen Vorabentscheid zugunsten
einer eıgenen EG-Medienpolitıik, dem Grünbuch VO einer grundsätzlıchen Zustimmung ZAU: EG-BRıchtlıinie
1984 „Fernsehen ohne Grenzen , bıs heute der ausschließ- durch die Bundesregierung sıeht Bayern sıch ın seınen
lich wirtschaftliche Ansatz, mIıt dem die auf diesem Sek- Rechten nach Artıkel Grundgesetz, 1n dem der Aufga-
LOr tätıg wurde. In der Rıchtlinie selbst beruft sıch der Rat benbereich der Bundesländer abgesteckt wiırd, beschnit-
der autf dıe ihm 1n den EWG-Verträgen Z  S Aufgabe ten (vgl EG-Magazın 11A989 9
gyemachte „Beseitigung der Hındernisse für den freien Der Europaratskonvention wırd demgegenüber schon
Dienstleistungsverkehr zwıschen den Miıtgliedsstaaten” eshalb vieltfach der Vorzug gyegeben, weıl In ihr der C©haz
Miıt der Rıichtlinie verfolgt INa  — dementsprechend das rakter des Fernsehens als publizistisches Medium VCI-
Zıel, „den Übergang VO  — den natıonalen Märkten gleichsweıse klarer Z Ausdruck kommt, auch der
eiınem gemeınsamen Markt für die Herstellung und Ver- Erhalt eınes „public-service”-Rundfunks berücksichtigtbreitung VO Programmen (ZU) sıchern und, unbeschadet
der Funktion des Fernsehens, das Allgemeıininteresse

1St SOWIe estimmte Eingritftsmöglichkeiten des Empfän-
gerlandes be] etwaıgen Konventionsverletzungen (vglwahren, taıre Wettbewerbsbedingungen (Zu) gewährle1- Christoph Engel, Außenhandel mi1t Rundfunk, Rundtunk-

sten“ 2A2 ©., SSZ) richtlinıe der Europäischen Gemeinschaft ECerTSUS Fernseh-
Dıie EG-BRichtlinie enthält Bestimmungen ZUrFr ungehın- konventlion des Europarats, 1ın Rundtunk und Fernsehen,
derten Verbreıtung VO  -} Fernsehsendungen (Art431,), 2—-3/1989, 20
7ALT Mındestanteil SORENANNLETr „europäıscher Werke“ Wıe geteılt andererseıts die Standpunkte In dieser Eın-

Gesamtprogramm VO Fernsehnetzen mıt natıonaler schätzung sınd, zeıgte sıch auch In Karlsruhe: Während
Verbreıtung A 4 {t.), schließlich AA V-Werbung und Mantred Lahnstein AaUS der Sıcht eınes prıvaten VEBe-
ZUuU Sponsoring (Art SOWIEe ZU Miınderjährigen- treibers und Medienmulti verständlıich den Ansatz der
schutz (Art 22) und ZzUu Gegendarstellungsrecht EG-Kommıissıon als „goldrichtig” bewertete schon
Ar 23) LIrotz dieses Versuches, auf estimmten einge- SCH des adurch möglıchst weıtestgehend gyarantıerten
schränkten Gebileten vereinheitlichend auf das europäı1- „Iree flow of intormatıiıon“ tellte der Gründer und Bei-
sche Medienrecht einzuwırken und eın ZEWISSES Mını- ter des Instıtuts für Europapolıtık der Aachen und
IU rechtlichem Schutz durchzusetzen, dart als rühere Chefredakteur des EGmagazıns, Winfried Ott-
ausgemacht gelten: „Die Phase der Deregulierung hat In cher, 1n eıner Podiumsdiskussion nıcht U  — die Notwen-
Europa TSL begonnen und 1St noch nıcht abgeschlossen. dıgkeıt der EG-Rıichtlinie In Brage) sondern kritisıerte
Die beıden Regelwerke, insbesondere die EG-BRichtlinie, auch die unzureichende Berücksichtigung des eigenen
werden diese Deregulıerung vorantreıben: Grenzüber- bulturellen Charakters des Mediums Fernsehen.
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Eın weıterer, be1 der Abfassung der EG-Rıichtlinie über- ropäische Fernsehanbieter schon aus finanziellen Grün-
aus strıttıger Punkt 1sSt der Versuch, die Verbreitung und den V sroßer Attraktıivität. Schon heute 1St der Anteıl
Herstellung VO europälischen Fernsehproduktionen mIt entsprechender Bıllıgprodukte 1m Programm VO  > kom-
Hılfe eıner Quotierung ihren Gunsten Öördern. merzıellen Fernsehprogrammen ungleıich srößer als In Ööf-
Während noch 1n Entwürten ZUrFr Fernsehrichtlinie SC- tentlich-rechtlichen. Was sıch 1n EG-BRıchtlinie und
heilsen hatte, dıe Unterzeichnerstaaten müfßten dafür SOT- Europaratskonvention WIE 1ıne Förderung europäischer
SCH, da{fß „mindestens rozent“ der Sendezeıt VO  S In Kultur lıest, 1St de facto nıchts anderes als eın Versuch,
ıhrem Land beheimateten Fernsehunternehmen un: Ka- amer1ıkanıschen Bıllıgserien nıcht völlıg das Feld über-
belanlagenbetreibern der Sendungen VO  e} Werken ‚AduS lassen. Dıie US-Regierung krıitisıerte denn auch die
der Gemeinnschatt“ vorbehalten leiben müßten (vgl Rıichtlinie umgehend als „protektionistisch” un: ezeich-
Funk-Korrespondenz, 5.68, D2), näherte I1a  s sıch netie S1e als eınen Verstofß das Allgemeıne Zoll- un
etztendlıch der 1ın der Europaratskonvention verwende- Handelsabkommen (GAUPID))
ten vergleichsweise A Regelung Demnach oll Auch ıIn Dıiıskussionen des Karlsruher Kongresses wurdenunmehr der „Hauptteil” der Sendezeıt der Sendung VO deutlich, dafß der Streıit dıie drohende Amerikanıisie-„europäıschen Werken vorbehalten se1InN. Als „europäa- rung bzw die angestrebte Europäisierung noch längstsch“ werden auch dıe dem Europarat angehörenden Län- nıcht wiırklıch ausgestanden 1St. Zuweılen da Oßder verstanden. Dies soll „1mM Rahmen des praktısch geradezu kulturkämpferische Töne hören, die ANSC-Durchtührbaren un: miıt ANSCMESSCHNCNHN Miıtteln“ gesche-
hen sıchts der taktıschen Globalisierung der Märkte eher VCI-

tehlt anmuten Die sımple Gegenüberstellung VO  —$ FErLO14-
len amerikanischen Produkten eınerseılts und anspruchsvol-Wıe sol] Ina  = sıch len europdıschen andererseits könnte 1mM übrıgen nıcht U  S

US-Billiıgproduktionen schützen? die gegenseıtıge Verflochtenheit innerhalb westlicher
Kultur vernachlässigen, sondern auch WI1e€e auf eıiner

och ın eiıner Stellungnahme VO ZUur Posıtion des Tagung der Friedrich-Ebert-Stiftung 1988 dazu einma|
Bundesrates bzw. der Länder 7L  S EG-Rundtfunkrichtlinie hıelß die „vielen und nıyeauvollen amerıkanıiıschen
hatte sıch die Bundesregierung auf ıne Ablehnung der Produktionen“ übersehen un: den „Bedarf Irmalıtät
Auffassung der EG-Kommıissıon In dieser Frage festge- und Unterhaltung beım europälschen Publikum“ Nnier-

legt Eıne verbindliche Quotenregelung stelle ıne „ınhalt- schätzen (vgl Wıinand Gellner/Jochen Zimmer, Fernsehme-
liıche Regelung des Rundfunks“ dar Dies betreffe den dien zwıschen „Amerıikanıisierung“ und „Europäıisıie-
Rundfunk jedoch In seıner Eigenschaft als 1ne „überwıe- rung”, ın Rundtunk un Fernsehen, 4/1988, 516)
gend kulturelle un: gesellschaftspolitische Angelegen-
heit  “ Dafür habe die jedoch keıne Regelungskompe- Sollte 1mM übrigen die Bereıitschaft der Polıtiker, ZAUE

Schutz europäıscher kultureller Fernsehproduktion ord-CM Eıne verbindlıche Quotierung könne die Bundesre-
sjerung daher nıcht akzeptieren (vgl Funk-Korrespon- nungspolıtısch einzugreıfen nachdem die Zeichen ıne

Zeıtlang INn CERSPeTr Linıe auf Deregulierung standen WI1Ie-denz, /.4.89, Sl Ihre späatere Zustimmung ZUur

Rıchtlinıie SAamı(<, abgeschwächter Quotenregelung ylaubt der zunehmen? Was on könnte gemeınt se1ın, WECeNnN der
damalıge rheinland-pfälzische Mınıisterpräsıident Bern-dıe Bundesregierung jedoch eshalb verantitworten hard Vogel 198 %® ın eıner vielbeachteten Rede VO  e demkönnen, weıl I1a  = die Quotenregelung lediglich als polıtı- Bundesfachausschuß Medienpolitik selner Parteı In demsche Zielvorstellung un: nıcht als vechtlich merbindliche Zusammenhang VO  =) einem wırtschafts- un kartellrecht-Festlegung interpretiert (vgl Funk-Korrespondenz,

89, HE ıne Sıchtweise, die 1n Brüssel nıcht lıchen Handlungsbedarf sprach und hinzufügte: „Die
Rundfunkpolitik WAar In den etizten Jahren nahezu aus-geteılt wırd.

Vorbehalte gegenüber trüheren stärker EG-bezogenen schließlich davon bestimmt, prıvate Anbieter zuzulassen
un NECUC Übertragungstechniken erschließen.“ NunQuotierungsregelungen betraten dıe mangelhafte Berück-

sıchtigung derjenigen Länder Europas, dıe ‚War dem FEu- jedoch ‚müssen WIr Antwort darauf gyeben, welche Pro-
grammınhalte WIr wollen un: welche ProgramminhalteroOparat, nıcht ber der angehören. Auch wurde

befürchtet, 1ıne strikte Quotierung könnte Fernsehver- WIr nıcht wollen. Und hiıerzu gehört, da{fß WIr die deut-
schen un: europäıschen Fiılm- und Fernsehproduzentenanstalter VOT tinanzıelle Schwierigkeiten tellen (vgl En-

gel, Aa ©O 215)) stärken mUussen, wollen WITr nıcht WWSCHE kulturelle Identi-
tat durch den amerıkanıschen Markt verlıeren“ (vgl

Von grundsätzlıcher Bedeutung 1sSt die Quotierungsfirage Funk-Korrespondenz, 58, D4 6
nämlıch VOT allem VO  s dem Hıntergrund eıner breıten Diıs-
kussıon über ıne vielbeschworene un durch die allge-
meıne Deregulierung des Fernsehens zusätzlıch begün-
stıgte „Amerıikanısierung europäıischer Fernsehpro-

ıbt 1ne europäıische Kultur?
TamMmMeE. Fılme und Fernsehprogramme, dıe auf dem Was ımmer auf diesem Gebiet letztlıch realısıert wırd,
vergleichsweise einheitlichen und großen US-Mark hre der wırtschaftlichen Attraktıivıtät US-amerıkanıischer VE
Herstellungskosten längst eingespielt haben, sınd für Produkte wırd dies nıchts grundlegend ändern. Dafür
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sınd dıe Produktionsbedingungen ungleıich eın Un- Programm andelt (vgl Horst Pöttker, In Medıum,
terschıied, der auch 1mM Zusammenhang mI1t der Frage nach 1/ 1989 17Z)
Programmen iıne Rolle spielt, die nıcht 1U geEW1ISSErmMA- Inwıieweılt deutschsprachige Programme der immer
en sekundär noch 1n anderen als den eigentlichen Emp- noch vergleichsweise starken Verbreitung der eutschen
tängerländern ZENULZTL werden, sondern die VO vornher- Sprache 1n den sıch 1U  an auch medi1al immer mehr öffnen-
eın tür Empfangsgebiete mI1t mehreren Sprachen und den Ländern Usteuropas ıne Chance haben werden,
Kulturen yedacht sınd: Der europäische LV-Markt 1St bleıibt abzuwarten. Solange diese Länder nıcht als Werbe-
WAar W 3as dıie potentielle Empfängerzahl angeht größer märkte interessant sınd, wırd sıch dıes In renzen halten.
als der amerıkanısche, zugleıich 1St aber weıthın natıional In Karlsruhe wurde unterdessen dıe bevorstehende Auf-
bzw sprach- und Rulturraumbezogen zergliedert. 1ie Aın- nahme des inzwischen wıeder seınen alten Namen LTageN-
gua tranca“ für eınen sprachraumübergreıtenden Medien- den DDR-Fernsehens, des „Deutschen Fernsehtunks“ als
markt 1STt auch das Englische In Europa (noch) nıcht. Die Partner 1mM 3-Sat-System bekannt.
Bereitschaft, sıch be] der Mediennutzung eiıner anderen
als der Muttersprache bedienen oder sıch 7 B Fılme
eben nıcht synchronısıert, sondern ledigliıch untertitelt Eıne Amerıikanısierung der

Medienstrukturenzuschauen, 1St In Europa sehr ungleıich verteılt: In kleine-
DEn Ländern bzw Sprachräumen 1St S1e erheblich orößer Ansonsten xıbt 1ne Reihe bereits beendeterals 1n den größeren. Und selbst WEeNN ıne ZEWISSE Fähig- bzw. mehr chlecht als recht VOT sıch hindümpelnderkeıt und Bereitschaft 1m Umgang MIt eıner anderen als Pläne tür europäische Fernsehsysteme. Ob der seltder Muttersprache vorliegt darauf WwIeSs In Karlsruhe der Jahren geplante deutsch-fFranzösische Kulturkanal RealıtätWirtschaftsjournalıist und Leıter der 1m Bereich der ADUSIE werden wiırd, darüber sınd die Meınungen geteılt. In An-
nNnes$s intormation“ tätıgen tranzösıiıschen Printmedien- wesenheıit des fur Neu- und Umgründungspläne geradeSTUDDC „Expansı1on", Jean-Lomnıs Servan-Schreiber, hın 1M kulturellen Bereich WENN auch nıcht sonderlich erfolg-bedeutet dıes noch nıcht ohne weıteres, dafß die „workıng reichen, doch sehr engagıerten Mınısterpräsıdenten
1ST
!anguage“ auch bereıts die allgemeıne „readıng language” VO Baden-Württemberg, Lothar Späth, versuchte der In-

tendant des Südwestfunks und Vorsitzender der ENISPCE-
Das Sprachenproblem 1ST andererseıts 1U  S eın Hınwelıls auf chenden deutsch-französıischen Verhandlungskommiıis-
die viel weıtergehende Problematık, da{fß W1€e der S10N, W.llibald Hılf, Optimısmus verbreıten. Demnach
Koordinator des deutschsprachigen Satellıtenprogamms oll der 1989 zwıschen den beıden Regierungen vereın-
3-Dat, Walter Konrad, 1n Karlsruhe meılnte ine europäl- barte Kulturkanal 1mM Laufe des kommenden Jahres selınen
sche Kultur schlicht bıs heute nıcht xıbt. Wıe regı1onal Betrieb aufnehmen. ılf erinnerte daran, da{fß dıeser Ka-
bzw natıonal bezogen auch wenıge Jahre VOT der Einfüh- nal sıch vereinbarungsgemäßs als Keimzelle e1INeSs euroDdt-
rung des Binnenmarktes iın EG-Europa gedacht wiırd, VCI- schen Programms verstehe un dıes INn dem alße realısıert
anschaulichten die EG-Journalısten Claus Schönhube werden könne, W1€ andere europäısche Länder nach und
(„Europäische Zeıtung") und Erich Hauyuser („Frankfurter nach dıe Möglıichkeit Z7A UK  _ Miıtarbeıt NuLzen Dıie gemeın-
Rundschau”) den unterschiedlichen Sıchtweisen und Same Zentrale des V-Senders solle noch In diesem Jahr
Einschätzungen VO Journalısten 1ın Brüssel, Straßburg 1ın Straßburg errichtet werden natıonale Nıederlassun-
un: Luxemburg elınerseılts un ihren Heımatredaktionen SCH sollen beım französischen Kulturkanal La Sept ın DPa-
andererseıts. r1Ss und beım Südwestfunk ıIn Baden-Baden entstehen. Dıie

Kosten dieses Projekts werden parıtätisch geteılt und be-Dies hat AD Folge, dafß vorderhand iıne Europäisierung laufen sıch vorläufig auf Je 170 Mıllıonen Den deut-der Medienlandschaft zuallererst sprachraumbezogen VO1I1- schen Anteıl werden sıch ARD und ZDF Je ZAULT® Hälfte
Latrten gehen wiırd. Das VO den öffentlich-rechtlichen teılen. Dıie Bedeutung des geplanten Kulturkanals 111Rundfunkanstalten der Schweıiz, ÖOsterreichs un der ılt gyerade auch darın sehen, „mentale Zollschranken“Bundesrepublık SRG, ORF und ZUF getragene, stark abbauen und „natıonal-kulturelle W1€e gruppenspezifischekulturell ausgerichtete Satellıtenprogramm 3-Sat zielt Wahrnehmungsmuster“ autbrechen helfen. Es gelte,auf den deutschsprachıgen Raum, ebenso das ENISPrE- iıne „transnatıonale audıiovisuelle Sprache” entwık-chende ARD-Pendant 1-Plus Von Rundtunkanstalten kelnFrankreıichs, Belgiens, der Schweiz und Kanadas bzw
Quebecs hat sıch MI1t IV 1mM französıschsprachigen Ob medien- un: kulturpolitische Vısıonen dıeser Art Rea-
Raum eın ähnliches Programm herausgebildet. Bewulßfst lısıerungschancen haben, un: WenNnNn S1Ee bestehen, welche
sprachraumübergreifend arbeıten dagegen die beiden Wırkungsmöglichkeiten S1e angesichts eınes mächtigen
englıschen un englischsprachıigen kommerziellen Satellı- kommerziellen Marktes tatsächlich bekommen und ob S1e
tenprogramm Sky-Channel und Super-Channel, wobei vielleicht 1Ur Alıbrıübungen für Minderheiten den
sıch schon SCHh des hohen Anteıls ausgestrahltem V-Nutzern seın werden, mu{ß die Zukunft erwelsen. Bıs
US-amerıkanıschem und australıschem Sendemater:1al dahın spricht ein1ıges dafür, da{fß dıe Entwicklung VOI-

wenıger e1in dezıdıiert gyesamteuropäisches englisch- lauten wiırd, W1€e S1e dıejenıgen skızzıeren, die Eın-
sprachiges als vielmehr eın „global-unspezifisches” schaltquoten, Tausenderpreıise und Exklusivrechte 1mM
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kommerziellen Wettbewerb ringen. Mantred Lahnstein: rıern 1St nıchts ErWarten, 1ın Das Parlament, 5 Ö,
Dıie Fernsehlandschaft wırd sıch weıter fragmentieren; 17)
Pay- 1 V-Programm un: Pay-per-view-Programme WeTlI -

den mehr un mehr auch 5Spartenprogramme ermÖög-
lıchen Kınder-, Musık-, Sport- und Busiıness-Pro- Wo bleibt die gesamtgesellschaftlıche
TamMme. Verantwortung?
Werden eines Tages reine Informationsprogramme A11A4- Inwıewelt ın dieser Sıtuation Stimmen darunter auch die
log um bestehenden un in europäılschen Kabelnetzen der Kırchen noch Gehör finden, die nıcht aufgeben wol-
bereıts empfangenden US-amerikanıschen Cable News en, auch einen weıthın deregulıerten Rundfunkmarkt
Networks den ötftentlich-rechtlichen Anstalten noch AIl ZEWISSE Mındestansprüche des Gemeinwohls
auf einem Gebiıet, auf dem S1E den privaten Anbıetern DGr bınden, 1St die Erage: Inıtiatıven In diesem Sınne VO  S den
genüber unzweiıtelhatte Vorteıle haben, den Kampf 15a- verschiedensten Seıten mOÖögen sıch gegenwärtig als wen1g
gen”? Neue Finanzıerungswege werden sıch durch eın aussichtsreich ausnehmen, könnten aber vielleicht yerade
verstärktes Sponsoring eröttnen. Die europäıische Me- eshalb wichtiger denn Je seIN. Es gyeht W1€ der Fern-
dienlandschaft wırd sıch 1m übrıgen nıcht 1Ur den Inhal- sehbeauftragte des Rates der Evangelıschen Kirche In
ten nach „amerıkanısıeren , sondern auch den Strukturen Deutschland, Hans- Wolfgang Heßler, tormulierte (vgl
nach. Nıcht dıe yroßen paneuropäischen Fernsehstatıo- Medıum, KA1989 f nıcht wenıger als darum,
NCN stehen 1INS Hauss sondern die vieltach untereinander da{fß der Rundtunk ıIn Europa auch ın Zukunft Gegen-
wirtschafrtlich verbundenen und voneiınander abhängıgen stand „gesamtgesellschaftlicher Verantwortung” bleibt
Networks (vgl dazu: Wınand Gellner, Von den 1nOsau- bzw wıeder wiırd. Klaus Nientiedt

„Am Anfang stand schlicht dıie Wahl“
Eın Interview ber Bischofsernennungen mıt dem Regensburger Kirchenrechtler
Matthäus Kaıser
Sınd Bischofsernennungen allein Sache des Papstes? Dıe Teıl- dıe festgelegten Verfahren gehalten. Allerdings, WECNN die
kırchen fordern weltweit Mitwirkungsrechte e1N. Dem Abpo- Verfahren auch eingehalten wurden, die Vertahrensord-
stolischen Stuhl scheint aber daran gelegen se1in, auch noch NUNSCH selbst sınd reformbedürfttig.
bestehende Mitwirkungsrechte ayeıiter einzuschränken oder

umgehen. Darüber ıst ıIn den etzten Jahren mehrfach HK Waren der Hauptgrund für Krıtıik und Aufregung
die Verfahren, oder kırchenpolitische Strate-heftigen Auseinandersetzungen gekommen. Matthäus Kaıser,

der soeben emerıtierte Regensburger Kanonısst, gehört den z1en, die mıt estimmten Ernennungen In Gang SESETZL
wurden und die sıch 1m Umgang MmM1t den Vertahrensord-wenıgen Theologen UN Kırchenrechtlern, dıe 1ne grundle-

gende Anderung des Verfahrens fordern UN: dafür Modell- NUuNSCN un: noch mehr 1ın der Auswahl der Personen nı1e-
derschlugen?vorschläge gemacht haben Davıd Seeber sprach miıt ıhm

darüber und auch über dıe Hemmnıisse, dıie einem dezentrale- Kaıser: Davon 1STt auszugehen. Man wırd sıcher Nn
ren Vo rgehen entgegenstehen. können, da{fß bel den Ernennungen, die ZAUET Ööffentlichen

Herr Professor Kaıser, 1St. noch Sar nıcht lange Erregung 1n der Kirche gyeführt haben, ıne bestimmte
her, da yab heftige Turbulenzens Bischotsernen- Rıchtung bevorzugt wurde. Aber gyerade das sollte Ja MÖß-

lıchst adurch vermıeden werden können, da{ß dıe bete1-NUNSECN. Inzwischen hat sıch dıe Erregung wen1gstens In
der Bundesrepublık gelegt, anderswo In der lıgten Ortskirchen eiınen orößeren Einflu{(ß auf dıe Bestel-

lung ıhrer Bischöte erreichen.Schweıiz, auch In Osterreich vielleicht wenıger. Aber hat
sıch seıtdem eigentlich gyeändert? Das Gegenteıl ber scheınt weıterhıin angestrebt
Kaıser: Um o  FA SCNH, geändert hat sıch ohl werden. /Z7um eınen fällt weltweıt auf, da{fß ımmer mehr Bı-
nıchts. Es yab bekanntlıch Querelen, die sıch auch schöte berutfen werden, dıe A4aUsS ganz anderen Gegenden
Personen richteten. Aber wichtiger WAar die Verfahrens- SLAMMEN als AUS denen, deren Leıtung S1e estellt WEeT-

Irage. In öln wurde uch davon gyesprochen, der Papst den Z um anderen wırd nıcht NUuUr ıne noch zunehmende
bzw Rom habe sıch über gyeltendes Recht hinweggesetzt. Konzentratiıon auft eınen bestimmten Bıschofstyp nach
Das stiımmt siıcher nıcht. Der Heılıge Stuhl hat sıch einschlägıgen Auswahlkriterien beobachtet, sondern Rom


